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Dezernat 3
Mitarbeiter/innen: 46   Fachdienstleiter: Markus Häußler
*mit Beschäftigten der Kfz-Zulassung aus Ulm: 66

Verkehr und Mobilität

Neuer Fachdienst  
– neuer Fachdienstleiter

Neu ein-
gerichtet 

wurde durch 
Landrat Hei-
ner Schef-
fold der Fach-
dienst Ver-
kehr und Mo-
bilität. Neuer 
Fachdienstlei-
ter ist Markus 
Häußler, der bisherige Stellvertre-
ter im Fachdienst Ordnung und Ver-
kehr. Dieser Fachdienst ist zuständig 
für die KFZ-Zulassung, die Aufgaben 
der Führerscheinstelle, Fahrerlaubnis-
recht, Fahrlehrer- und Fahrschulrecht, 
für das Straßenverkehrsrechts und 
die Bußgeldstelle. Neu hinzu gekom-
men sind vom Fachdienst  Ländlicher 
Raum, Kreisentwicklung die Bereiche 
ÖPNV, Schülerbeförderung, Beför-
derung von Menschen mit Behinde-
rung sowie die Begleitung der Regio-
S-Bahn und anderer Bahnprojekte im 
Kreisgebiet. 

Öffentlicher Personennahverkehr 
und Schülerbeförderung

ÖPNV-Finanzreform 2018 – neue Aufgaben und 
Gestaltungsmöglichkeiten für die Landkreise

Durch eine gesetzliche Neurege-
lung des Landes werden die bis-

herigen Ausgleichsleistungen nach 
§ 45a Personenbeförderungsgesetz 
(PBefG) für Mindererträge im Ausbil-
dungsverkehr (v. a. Schülerbeförde-
rung) ab dem 1. Januar 2018 direkt 
an die Stadt- und Landkreise als Auf-
gabenträger – statt wie bisher an die 
Verkehrsunternehmen – ausbezahlt. 
Dadurch erhält der Alb-Donau-Kreis 
zunächst 5,981 Millionen Euro zweck-
gebunden für den Ausbau des Öffent- 
lichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 
zugewiesen.

In einer zweiten Stufe der Finanz-
reform ab 2021 werden diese Zuwen-
dungen landesweit von 200 auf 250 
Millionen Euro angehoben und nach 
derzeit noch nicht abschließend fest-
gelegten Kriterien aus Fläche, Ange-
bot und Nachfrage neu auf die Land-
kreise verteilt. 

Mit diesen Zuwendungen wird 
der Alb-Donau-Kreis gleichzeitig ver-
pflichtet, Schülermonatskarten – wie 
bisher – mindestens um 25 Prozent 
gegenüber den Monatskarten für Je-
dermann zu rabattieren. Dazu wird 
der Alb-Donau-Kreis frühestens im 
Dezember 2017 eine mit der Stadt 
Ulm und dem Landkreis Biberach 
übereinstimmende Allgemeine Vor-
schrift als Satzung erlassen.  

Die Verwaltungen haben dazu ih-
ren Gremien eine am Landesmodell 

orientierte Satzung empfohlen, die 
den Verkehrsunternehmen diesen Min-
derertrag verbilligter Schülermonats-
karten ausgleicht. Über diese Satzung 
würden die Verkehrsunternehmen zu-
nächst knapp 2 Millionen Euro pro Jahr 
direkt erstattet bekommen. 

Die restlichen Zuwendungen 
des Landes in Höhe von etwa 4 Mil-
lionen Euro pro Jahr würde der Alb-
Donau-Kreis über öffentliche Dienst-
leistungsaufträge an die Busunter-
nehmen auszahlen. Damit wäre es 
dem Landkreis möglich, einen wirt-
schaftlichen Betrieb der Buslinien, 
die stetige Anpassung des Angebots 
an das öffentliche Verkehrsinteres-
se - vor allem auch bei Änderungen 
in der Schullandschaft -, die Abstim-
mung der Verkehrsmittel untereinan-
der wie auch die Qualität der Beför-
derung zu sichern. Für den damit ver-
bundenen personellen Mehraufwand 
beim Landratsamt erhält der Land-
kreis vom Land 1 Prozent der Zuwen-
dungssumme zusätzlich erstattet. 

Mit dieser Reform erfolgt erst-
mals eine konsequente Zusammen-
führung der Aufgabenverantwortung 
für den ÖPNV mit der entsprechend 
erforderlichen finanziellen Ausstat-
tung. Der Alb-Donau-Kreis erhält so-
mit die Gestaltungsfreiheit für einen 
ÖPNV, der vorrangig am Bedarf der 
Bürgerinnen und Bürger ausgerich-
tet ist.

Markus Häußler
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Vergaben und  
Betreiberwechsel im 
Buslinienverkehr 

Die Umsetzung des kreisweiten 
Nahverkehrsplans aus dem Jahr 

2015 geht weiter. Die so genannten 
Vorabbekanntmachungen des Jahres 
2016 führten bereits im Jahr 2017 zu 
Betreiberwechseln auf neun eigen-
wirtschaftlichen Buslinien im Alb-Do-
nau-Kreis. Im Raum Langenau und 
Altheim/Alb konnten die Linienge-
nehmigungen bis zum Jahr 2027, in 
der Stadt Ehingen bis zum Jahr 2021 
erneut an die bestehenden Verkehrs-
unternehmen erteilt werden. 

Auf weiteren neun gemeinwirt-
schaftlichen, d. h. vom Landkreis be-
zuschussten Buslinien wurde der Be-
trieb für die Zeit ab 1. Januar 2018 

– nach zwischenzeitlichen Notver-
gaben – erstmals europaweit für 
Zeiträume von 2,5 bis 7,5 Jahren aus-
geschrieben. Dabei wurden zusätz-
liche Fahrplanangebote ebenso be-
rücksichtigt wie Vorgaben zum Ein-
satz barrierefreier Busse, schnellerer 
Fahrzeugeinsätze bei Störungsfällen, 
die Umsetzung des Mindestlohn- 

und Tariftreuegesetzes, einer verbes-
serten Fahrgastinformation und wei-
terer Qualitätskriterien. 

Für alle Buslinien erfolgte trotz 
erhöhter Qualitätsanforderungen die 
Beauftragung an neue Betreiber zu 
Kosten, die jeweils unter dem der-
zeit noch geltenden Zuschussbedarf 
liegen.

KFZ-Zulassung

Gemeinsame Zulassungsstelle ist ein Erfolg  
– Vertrag um 10 Jahre verlängert

Oberbürgermeister Gunter Czisch 
(Stadt Ulm) und Landrat Hei-

ner Scheffold (Alb-Donau-Kreis) un-
terzeichneten am 8. Februar 2017 im 
Haus des Landkreises in Ulm die Ver-
einbarung über die Fortführung der 
gemeinsamen KFZ-Zulassungsstelle. 
Die Stadt Ulm und der Alb-Donau-
Kreis hatten im Juli 2011 die landes-
weit erste gemeinsame Zulassungs-
stelle eines Stadtkreises und eines 
Landkreises im Landratsamt in Ulm 
eingerichtet. Für die Fortführung um 
weitere zehn Jahre wurde diese Ver-
einbarung unterzeichnet.

Landrat Heiner Scheffold (l.) und OB Gunter Czisch unterzeichnen die Vereinbarung über die  
Fortführung der Gemeinsamen Zulassungsstelle im Haus des Landkreises. Mit dabei sind die  
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Kreis- und Stadtverwaltung in der Zulassungsstelle.


